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Entschließungsantrag 

der Abgeordneten Dr. Peter Paziorek, Kurt-Dieter Grill, Dr. Klaus W. Lippold 
(Offenbach), Cajus Caesar, Marie-Luise Dött, Georg Girisch, Helmut Lamp, Dr. Paul 
Laufs, Vera Lengsfeld, Bernward Müller (Jena), Franz Obermeier, Christa Reichard 
(Dresden), Hans-Peter Repnik, Dr. Christian Ruck, Hans Peter Schmitz 
(Baesweiler), Werner Wittlich und der Fraktion der CDU/CSU 


zu der Beratung der Großen Anfrage der Abgeordneten Kurt-Dieter Grill, Dr. Klaus 
W. Lippold (Offenbach), Peter Altmaier, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
der CDU/CSU 

- Drucksachen 14/1365,14/5162 - 


Zukunft der friedlichen Nutzung der Kernenergie - Zukunft der Entsorgung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Die Bundesregierung hat ohne Not und ohne von ihr näher dargelegten Grün- 
den den Entsorgungskonsens zwischen Bund und Ländern aufgekündigt. 

Mit dem Beschluss der Regierungschefs von Bund und Ländern vom 28. Sep- 
tember 1979 zur Entsorgung radioaktiver Abfälle wurde ein Konsens zu der für 
die weitere Nutzung der Kernenergie wichtigen Frage erzielt. 

1. Mit der Beantwortung der Großen Anfrage bleibt die Bundesregierung wei- 
terhin den Beweis schuldig, warum sie das bisherige Entsorgungskonzept 
für gescheitert erklärt. 

2. Die Bundesregierung hat bis heute kein neues in sich schlüssiges Entsor- 
gungskonzept vorgelegt. Sie spricht nur davon, dass sie einen Entsorgungs- 
plan zzt. vorbereitet, der die Untersuchung weiterer Standorte vorsehen 
wird. Für Gorleben spricht sie ein Moratorium aus, obwohl sie zugestehen 
muss, dass keine Erkenntnisse vorliegen, die die Realisierung eines Endla- 
gers am Standort Gorleben ausschließen. 

Das genehmigungsfähige Endlager Konrad für nicht wärmeerzeugende Ab- 
fälle wird nicht in Betrieb genommen, woraus schwerwiegende Engpässe 
für die Entsorgung, insbesondere auch von Abfällen aus der Medizin, dem 
Gewerbe und der Industrie absehbar werden. 

3. Die bisherigen Maßnahmen der Bundesregierung im Rahmen der Entsor- 
gung radioaktiver Abfälle stellen keinen Zugewinn an Sicherheit dar. Die 
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Übergangsgenehmigungen für die sog. beweglichen Zwischenlager in den 
Standorten sind im höchsten Maße rechtlich bedenklich. 

4. Die Bundesregierung beschränkt sich auf die allgemeine Aussage, dass der 
Ausstieg aus der Kernenergie eine Herausforderung für eine wirksame 
Klimaschutzpolitik sei. Sie legt aber nicht dar, wie diese neue Energiepolitik 
dem Gesichtspunkt der Klima- und Ressourcenschonung gerecht werden 
kann. 

II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

- die Bundesländer unverzüglich zu Gesprächen über neue Entscheidungen in 
der Entsorgungsfrage einzuladen, um so den Ländern zu ermöglichen, die 
von der Verfassung garantierten Beteiligungsrechte bei der Entsorgung 
radioaktiver Abfälle wahrzunehmen, 

- im Einzelnen darzulegen, wie eine Klimaschutzpolitik unter Verzicht auf 
eine C02-arme Energieform, wie der Kernenergie, möglich sein soll. 
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